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haben über alles gesprochen, nur nicht über Selbstbe-
stimmung.

Mein zweiter Punkt: Finden Sie es nicht auch uner-
träglich, dass der ehemalige Verteidigungsminister Herr
Jung hier sitzt, er aber, obwohl ihm schlimme Vorhaltun-
gen gemacht werden, er von fast allen Rednern bezich-
tigt wird, dass er gelogen hat, und selbst sein Nachfolger
sich von ihm hier absetzt, nicht das Wort ergreift?

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Mich stört eher, dass er da sitzt und
lacht!)

Ich denke, der ehemalige Verteidigungsminister muss
jetzt reden und Stellung nehmen. Ich würde mich freuen,
wenn Sie es ähnlich sähen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Dr. Frithjof Schmidt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Zum zweiten Punkt kann ich nur sagen: Da haben Sie
sicher recht. Es wäre gut für die politische Kultur in die-
sem Land und in diesem Haus, wenn Sie, Herr Jung, hier
heute einmal direkt Stellung nehmen würden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der LINKEN)

Zu Ihrer ersten Frage muss ich sagen: Es ist ganz ent-
scheidend, dass man den Zusammenhang im politischen
Handeln versteht, dass eben ziviler Aufbau in dieser
kriegsähnlichen Situation in Afghanistan auch militäri-
schen Schutz braucht. Wenn man eine Abzugsperspek-
tive eröffnen will, muss man diesen Zusammenhang be-
rücksichtigen und schrittweise vorgehen. Deswegen ist
die Forderung nach einem Sofortabzug falsch und kein
Ausdruck von guter Solidarität.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Das Wort erhält nun die Kollegin Elke Hoff für die

FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP � Jürgen Trittin [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ich dachte, jetzt
spricht der Jung!)

Elke Hoff (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen!

Liebe Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ich möchte vorneweg dem Bundesverteidigungs-
minister dafür danken, dass er vor dem Hintergrund der
ihm vorliegenden Informationen unverzüglich die Kon-
sequenzen gezogen hat. Ich respektiere ausdrücklich
seine Bereitschaft, im Lichte der ihm zugehenden Infor-
mationen eine Neubewertung seiner Aussagen im Deut-
schen Bundestag und in der Öffentlichkeit vorzunehmen.

Ich denke auch, dass es der Respekt gebietet, abzu-
warten, bis die Informationen wirklich vorliegen, um

Mitgliedern der Bundesregierung tatsächlich ein persön-
liches Fehlverhalten zuordnen zu können. Ich bitte hier
um die notwendige Seriosität und Geduld. Ich gehe da-
von aus, dass dann die notwendigen Maßnahmen ergrif-
fen werden.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU � Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Wir wären ja bereit, unsere
Redezeit an Herrn Jung abzutreten!)

� Das wäre für den Vertreter Ihrer Fraktion möglich ge-
wesen, sehr verehrter Herr Trittin.

In der Kürze der Zeit sollten wir versuchen, die Dis-
kussion auf einen eher rationalen Aspekt zurückzufüh-
ren. Wir werden auf der Afghanistan-Konferenz im
nächsten Jahr die Gelegenheit haben, die Strategie neu
zu justieren. Es ist dringend an der Zeit, dass wir das tun.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Dabei müssen wir einige Punkte berücksichtigen. Ers-
tens darf sich die Situation in Afghanistan nicht durch ir-
gendwelche Maßnahmen, sei es ein Abzug oder Ähnli-
ches, gegenüber der Zeit, in der die internationale
Gemeinschaft dort tätig wurde, verschlechtern.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Zweitens müssen wir unbedingt gemeinsam dafür
sorgen, dass ein nationaler Versöhnungsprozess entsteht;
denn nur dieser kann die Voraussetzung für alle weiteren
Schritte sein.

Drittens darf der militärische Abzug nicht unverzüg-
lich erfolgen, lieber Kollege Paul Schäfer; denn dies
würde zu einem neuen Bürgerkrieg in Afghanistan füh-
ren. Das wissen auch Sie. Ich halte das für unverantwort-
lich.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Aber wir müssen gemeinsam dafür sorgen, auch im
Respekt vor dem afghanischen Volk, dass der Primat der
Politik zum Zuge kommt, dass die Politik wieder die
Möglichkeit erhält, die Rahmenbedingungen zu bestim-
men. Der militärische Einsatz ist notwendig, kann aber
nur Teil einer Gesamtstrategie sein. Ich glaube, dass
auch die Reaktion unseres Entwicklungsministers, Dirk
Niebel, gezeigt hat, dass er bereit ist, durch die Zurverfü-
gungstellung erhöhter finanzieller Mittel diesen Prozess
aktiv zu begleiten.

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, ich freue mich sehr auf die
Debatte nach der Afghanistan-Konferenz, weil wir dann
alle gemeinsam die Möglichkeit haben, eine Neujustie-
rung der Afghanistan-Politik vorzunehmen. Wir werden
als Fraktion mehrheitlich dem Einsatz und der Verlänge-
rung des Mandates ISAF zustimmen.

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)


